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Potsdam, 14. August 2025 

 

Erik Stohn, Uwe Adler 

 

AfD-Landesverband Brandenburg gesichert rechtsextremis-

tisch: Drastisches Alarmzeichen für Demokratie und Rechts-

staat - Verfassungstreue im Staatsdienst muss geprüft werden 

Mit dem veröffentlichten Einstufungsvermerk des Brandenburger Ver-

fassungsschutzes ist amtlich, was sich seit Jahren abzeichnet: Die AfD 

Brandenburg wird als „gesichert rechtsextremistische Bestrebung“ ein-

gestuft. 

„Die Einstufung ist rechtlich und politisch ein Wendepunkt und ein dras-

tisches Alarmsignal für unsere Demokratie. Der Verfassungsschutz be-

stätigt schwarz auf weiß: Die AfD Brandenburg stellt sich mit ihrem völ-

kischen Weltbild gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung. 

Wer Menschen nach Herkunft sortiert, kann nicht für alle Menschen Po-

litik machen. Die AfD grenzt systematisch aus, spaltet die Gesellschaft 

und greift demokratische Institutionen an.“, erklärt Erik Stohn, stellver-

tretender Fraktionsvorsitzender der SPD-Fraktion. 

Die AfD unterscheidet offen zwischen „richtigen Deutschen“ und soge-

nannten „Passdeutschen“. Menschen mit anderer Herkunft oder Religion 

gehören für sie nicht dazu. Wer nicht in ihr völkisches Bild passt, soll – so 

ihre Forderung – zwangsweise das Land verlassen. Ganz gleich, ob diese 

Menschen hier geboren sind, hier arbeiten oder ihre Kinder hier zur 

Schule gehen. 

Alles, was demokratische Kontrolle sichert, wie der Verfassungsschutz 

oder die öffentlich-rechtlichen Medien soll abgeschafft werden. Die AfD 

will keine vielfältige, freie Gesellschaft. Sie will ein Land, in dem nur Platz 

für ihre Vorstellung von „deutsch“ ist – und das ist mit unserem Grund-

gesetz nicht vereinbar. 

Für die SPD-Fraktion ergeben sich wichtige Konsequenzen aus dem Ein-

stufungsvermerk des Brandenburger Verfassungsschutzes zur AfD. Erik 

Stohn: „Wer Menschen nach Herkunft sortiert, stellt sich außerhalb un-
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serer Verfassung. Wir nehmen den Bericht als Auftrag, alle Schutzmecha-

nismen unseres Rechtsstaats zu nutzen – auch ein Parteiverbot muss ge-

prüft werden. Gemeinsam mit Bund und Ländern ist das weitere Vorge-

hen abzustimmen. Ein Parteiverbotsverfahren ist das äußerste Mittel – 

aber die Voraussetzungen dafür sind durch den Bericht konkreter gewor-

den. Es ist außerdem zügig zu klären, wie mit Beamten und Angestellten 

im öffentlichen Dienst verfahren wird, die verfassungsfeindliche Bestre-

bungen unterstützen oder Mitglied der AfD sind.“ 

Uwe Adler, innenpolitischer Sprecher: Die AfD vertritt ein ethnopluralis-

tisches Weltbild. In ihrer Auslegung bedeutet das: „Jedem Volk sein 

Land.“ Hinter dieser harmlos klingenden Formel steht jedoch unausge-

sprochen ein „Deutschland den Deutschen!“ oder gar „Ein Land, ein Volk, 

ein …!“ – Parolen, die wir aus der dunkelsten Zeit unserer Geschichte ken-

nen. Die AfD hat keine Ideen für die Probleme und Herausforderungen 

der Zukunft. Ihr fehlt der politische Gestaltungswille, das Leben der Bran-

denburgerinnen und Brandenburger Tag für Tag ein Stück besser zu ma-

chen. Es mangelt an echter Problemlösungskompetenz und am An-

spruch, konstruktive Lösungen zu entwickeln. Stattdessen hält sie die Ge-

sellschaft in diffusen Zukunftsängsten – und genau daraus zieht sie ihre 

politische Kraft. Eine offene, reflektierte und optimistische Gesellschaft 

hingegen ist ihr größter „Feind“. 

Bei der Frage der Verfassungstreue im Staatsdienst halten wir uns strikt 

an den Koalitionsvertrag: „Wir sind uns einig, dass in Brandenburg nur 

Beamtin und Beamter werden darf, wer uneingeschränkt auf dem Boden 

der freiheitlichen demokratischen Grundordnung steht. Es bedarf daher 

geeigneter, aber auch verhältnismäßiger Mittel, um Personen mit Bezü-

gen aus dem Bereich des politischen und religiösen Extremismus mit ver-

fassungsfeindlichen Bestrebungen vom Staatsdienst fernzuhalten. Vor 

diesem Hintergrund wird der Verfassungstreuecheck hinsichtlich seiner 

Geeignetheit, Verhältnismäßigkeit sowie bezüglich der mit ihm verbun-

denen Grundrechtseingriffe und disziplinarrechtlichen Auswirkungen 

bereits im Jahr 2025 überprüft und entsprechend angepasst.“  

 

Die SPD-Fraktion steht weiterhin zum Landesprogramm Tolerantes Bran-

denburg. Auch in Zukunft schützen wir die Demokratie und stärken die 

Menschen. Es braucht mehr politische Bildung, Aufklärung, Beratung und 

Opferhilfe. Hier werden wir, wie im Koalitionsvertrag verankert, die In-

strumente der Demokratiebildung an unseren Schulen ausbauen. 

 

 


